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Prozessbevollmächtigter: 
RA 

 
gegen 
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vertreten durch  
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RA  
 

 
wegen Feststellung 
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hat die 6. Zivilkammer des Landgerichts Heilbronn  

auf die mündliche Verhandlung vom 17. November 2005  

unter Mitwirkung von 

 

Vors. Richter am Landgericht Hartmann 

Richter am Landgericht Bienas 

und Richter Abt 

 

 

für Recht erkannt: 

 

1. Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Amtsgerichts Heilbronn  

vom 15. April 2005  -  Az.: 15 C 4394/04  -  abgeändert: 

 

Die Klage wird abgewiesen. 

 

2. Der Kläger trägt die Kosten des Rechtsstreits in beiden Rechtszügen. 

 

3. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar.   

 

Der Kläger kann die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des 

auf Grund des Urteils vollstreckbaren Betrages abwenden, wenn nicht die Beklagte 

vor der Vollstreckung Sicherheit in gleicher Höhe leistet.  

 

4. Die Revision wird zugelassen. 

 

---------------------------------------------------- 

 

Streitwert in beiden Instanzen: „bis 600,00 €“ 
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G r ü n d e : 
 

 

Die Parteien streiten um die Wirksamkeit der Gaspreiserhöhung durch die Beklagte zum 

1. Oktober 2004. 

 
 

I. 
 

 

1. 

Gemäß § 540 Abs. 1 ZPO wird zunächst auf die tatsächlichen Feststellungen im ange-

fochtenen Urteil Bezug genommen. Änderungen oder Ergänzungen durch das Beru-

fungsgericht sind insoweit nicht veranlasst.  

 

Der Kläger begehrt die Feststellung, dass die Erhöhung der Gaspreise durch die Be-

klagte zum 01.10.2004 unbillig und daher unwirksam ist. Er ist im Wesentlichen der An-

sicht, die von der Beklagten behauptete Bindung der Gaspreise an die Preisentwicklung 

von leichtem Heizöl bestehe nicht. Er verlangt von der Beklagten, sie möge die Größen-

ordnung der Preiserhöhung seitens ihres Vorlieferanten, der G... , benennen und außer-

dem darlegen, wie hoch der Anteil der Gaseinkaufskosten an den gesamten Kosten des 

Betriebs der Beklagten ist, damit beurteilt werden könne, wie groß die Auswirkung der 

Erhöhung der Gaseinkaufskosten auf den Tarif maximal sein dürfe. Eine etwaige Steige-

rung der Einkaufskosten hätte ohne Tariferhöhung aufgefangen werden können.  

 

Dem gegenüber meint die Beklagte, die Klage sei bereits unzulässig, weil der gestellte 

Feststellungsantrag nicht geeignet sei, Rechtssicherheit zu schaffen. Ferner fehle ein 

Feststellungsinteresse, da dem Kläger die Erhebung einer Leistungsklage möglich und 

zumutbar sei. Eine Billigkeitskontrolle der Gaspreise nach § 315 BGB scheide zum ei-

nen bereits wegen vorrangiger kartell- und energierechtlicher Vorschriften und zum an-

deren wegen des Wettbewerbs zwischen Gas und leichtem Heizöl aus.  
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Die Beklagte verweist außerdem darauf, dass im langfristigen Bezugsvertrag mit ihrem 

Lieferanten eine Bindung des Gaspreises an den Preis für leichtes Heizöl sowie eine 

automatische Preisanpassung alle drei Monate enthalten sei, weshalb sie gegenüber 

der G...  keine Verhandlungsmöglichkeit habe. Mit der angegriffenen Tarifpreiserhöhung 

habe sie lediglich die Bezugskostensteigerungen für den Zeitraum vom 01.10.2004 bis 

zum 30.09.2005 weitergegeben. 

 

Das Amtgericht Heilbronn hat der Klage durch Urteil vom 15. April 2005 (Bl. 417 - 438 d. 

A.), auf das wegen weiterer Einzelheiten zum Sachverhalt und zum Vortrag der Parteien 

verwiesen wird, stattgegeben. Es hat zur Begründung im Wesentlichen ausgeführt:  

Die Beklagte habe die Billigkeit der Gaspreiserhöhung zum 01.10.2004 nicht durch Vor-

lage entsprechender ausreichender Kalkulationsunterlagen nachgewiesen. Der Nach-

weis der Billigkeit erfordere - unabhängig davon, dass im Klagantrag nur die Preiserhö-

hung zum 01.10.2004 genannt sei - die Offenlegung der gesamten Kostenkalkulation 

der Beklagten.  

 

Hiergegen richtet sich die - vom Amtsgericht zugelassene - Berufung der Beklagten. 

 

 

2. 

Die Beklagte wiederholt und vertieft ihren erstinstanzlichen Vortrag im 2. Rechtszug,  

u. a. auch durch Vorlage aktualisierter Kalkulationsunterlagen.  

 

Sie beantragt,  

 

das Urteil des Amtsgerichts Heilbronn vom 15. April 2005 abzuändern   

und die Klage abzuweisen. 

 

 

Auch der Kläger verweist vertiefend auf seinen Vortrag aus der 1. Instanz und ergänzt 

diesen, zuletzt umfassend nochmals in einem nach Schluss der mündlichen Verhand-

lung eingegangenen Schriftsatz vom 4. Januar 2006 (Bl. 604 - 610 d. A.).  
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Er verteidigt deshalb die Entscheidung des Amtsgerichts und beantragt,  

 

die Berufung zurückzuweisen.  

 

 

3. 

Die Sach- und Rechtslage wurde im Termin vom 17. November 2005 ausführlich erör-

tert. Auf die Sitzungsniederschrift (Bl. 596 ff. d. A.) wird ergänzend verwiesen.  

 

Die inhaltliche Richtigkeit der von der Beklagten vorgelegten Unterlagen wurde vom 

Kläger in der mündlichen Verhandlung vor der Kammer zwar nicht in Zweifel gezogen, 

diese Dokumente wurden jedoch für nicht ausreichend erachtet.   

 

Eine im Schriftsatz vom 13. Oktober 2005 (Bl. 545 - 547 d. A.) angekündigte Klageer-

weiterung (Anschlussberufung) bezüglich einer weiteren Gaspreiserhöhung der Beklag-

ten zum 01. November 2005 hat der Kläger in der mündlichen Verhandlung ausdrücklich 

nicht weiter verfolgt und damit nicht zum Gegenstand dieser Entscheidung gemacht. 

 
 

II. 
 

 

1. 

Die Berufung ist als sogenannte Zulassungsberufung gemäß § 511 Abs. 2 Nr. 2 ZPO 

statthaft. Daran ist die Kammer gebunden, § 511 Abs. 4 S. 2 ZPO. 

 

 

2. 

Das Rechtsmittel ist auch im Übrigen zulässig, insbesondere innerhalb der vorgeschrie-

benen Fristen eingelegt und mit einer Begründung versehen worden.  
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III. 
 

 

Die Berufung hat Erfolg, weshalb das Urteil des Amtsgerichts abzuändern und die Klage 

abzuweisen war. Die erhobene Klage ist zwar zulässig (A), aber nicht begründet (B).  

 

 

A. 

 

 

In Übereinstimmung mit dem Amtsgericht hält auch die Kammer die Klage für zulässig. 

 

1. 

Der Kläger begehrt vorrangig die Feststellung der Unbilligkeit der von der Beklagten 

vorgenommenen Gaspreiserhöhung und in einem zweiten Schritt die Bestimmung der 

billigen Tariferhöhung durch das Gericht. Dieser materiellen Zweiteilung zwischen fest-

stellender Kassation und rechtsgestaltender Ersatzleistungsbestimmung entspricht pro-

zessual die Aufteilung zwischen Feststellungs- und Gestaltungsklage (Staudin-

ger/Rieble, BGB 13. Bearbeitung 2004, § 315 Rn 292).  

 

Soweit es um die isolierte Feststellung der Unwirksamkeit (Unbilligkeit) der Gaspreiser-

höhung geht, ist das nach § 256 Abs. 1 ZPO erforderliche Feststellungsinteresse des 

Klägers gegeben. Ein solches schutzwürdiges Interesse an einer alsbaldigen Feststel-

lung besteht, wenn eine gegenwärtige Unsicherheit dadurch droht, dass ein Beklagter 

das Recht eines Klägers ernstlich bestreitet oder sich eines Rechtes gegen ihn berühmt, 

und wenn das Urteil infolge seiner Rechtskraft geeignet ist, diese Gefahr zu beseitigen 

(BGH NJW 1986, 2507; Zöller/Greger, ZPO 25. Auflage, § 256 Rn 7). Dies ist vorliegend 

der Fall: die Beklagte verlangt vom Kläger einen erhöhten Gaspreis. 

 

 

2. 

Der Kläger kann sein Ziel - entgegen der Ansicht der Beklagten - nicht in gleicher Weise 

durch die Erhebung einer (Rückforderungs-)Leistungsklage erreichen.  
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a)  

Dem Kläger ist – auch in Ansehung von § 30 der Verordnung über Allgemeinen Bedin-

gungen für die Gasversorgung von Tarifkunden (AVBGasV - Anl. B1), wonach „Einwän-

de gegen die Rechnung (…) nur bei offensichtlichen Fehlern“ zur Zahlungsverweigerung 

berechtigen – nicht zuzumuten, den erhöhten Gaspreis – im Hinblick auf § 814 BGB ggf. 

unter Vorbehalt - zunächst zu bezahlen, um ihn dann bereicherungsrechtlich wieder zu-

rückzufordern.  

 

Denn wenn der Einwand der Unangemessenheit vom Kläger zu Recht erhoben wird, ist 

von Anfang an nur der vom Gericht bestimmte Preis geschuldet (§ 315 Abs. 3 BGB). 

Nur auf diesen hat das Versorgungsunternehmen Anspruch. Es ist kein Grund ersicht-

lich, der es rechtfertigen könnte, diesem die Befugnis zuzugestehen, zunächst eine - 

eventuell gar nicht geschuldete - Zahlung zu vereinnahmen und den Abnehmer auf ei-

nen Rückforderungsprozess zu verweisen. Eine solche Handhabung liefe dem Zweck 

des § 315 Abs. 3 S. 2 BGB zuwider. Durch diese Regelung soll dem Betroffenen nicht 

nur ein einfacher Weg eröffnet werden, um zur gerichtlichen Bestimmung der Leistung 

zu kommen (Mot. II, 192), sondern man war sich schon bei der Formulierung des Ge-

setzestextes darin einig, dass „die richterliche Entscheidung über die Frage, welche 

Leistung billig sei, regelmäßig in dem Rechtsstreit über die Leistungsfrage zu treffen 

sein werde“ (Prot. I, 465).  

 

b)  

Darüber hinaus würde die von der Beklagten verlangte Verfahrensweise (Erhebung ei-

ner Rückforderungs-Leistungsklage) zu einer für den Kläger nicht hinnehmbaren einsei-

tigen Berücksichtigung der Interessen der Beklagten führen. Die Interessenlage stellt 

sich hier anders dar als bei der Frage, ob es einem Versorgungsunternehmen angeson-

nen werden kann, bei einer von vorne herein feststehenden, in voller Höhe geschulde-

ten Leistung des Abnehmers ein Zurückbehaltungsrecht oder eine Aufrechnung gegen 

sich gelten zu lassen. Dort ist es dem Abnehmer zuzumuten, ohne Rücksicht auf seine 

Gegenrechte zunächst die Forderung des Versorgungsunternehmens zu erfüllen, weil 

diese als solche berechtigt ist (BGH VIII ZR 81/82 vom 19.01.1983 = NJW 1983, 1777 

zur Parallelnorm des § 30 AVBEltV).  
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Diese Auffassung hat der VIII. Senat des Bundesgerichtshofs im Hinblick auf § 30 

AVBWasserV in seinem Urteil VIII ZR 279/02 vom 30.04.2003 (NJW 2003, 3131) unter 

Bezugnahme auf die oben genannte, zu § 30 AVBEltV ergangene Entscheidung noch-

mals bestätigt.  

 

Hinzu kommt, dass der Kläger wegen der für Ansprüche aus § 812 BGB geltenden Be-

weislastregel (vgl. hierzu BGH NJW 1983, 626 = WM 1983, 14 f.) in einem Rückforde-

rungsprozess die Zahlung auf eine Nichtschuld und damit die - diese begründende - 

Unbilligkeit der Leistungsbestimmung der Beklagten zu beweisen hätte, während sonst 

der die Leistung Bestimmende (hier: die Beklagte) die Beweislast für die Billigkeit der 

getroffenen Bestimmung trägt (vgl. BGH NJW 1969, 1809 und NJW 1981, 571).  

 

c) 

Dem Urteil des X. Senats des Bundesgerichtshofs vom 05.07.2005 (X ZR 99/04, vorge-

legt als Anlage BK 7), wonach die Einrede der unbilligen Tariffestsetzung in den sachli-

chen Anwendungsbereich einer - inhaltlich an die Regelung in § 30 AVBGasV angelehn-

ten - Ausschlussklausel der kommunalen Abfallentsorgung fällt, schließt sich die Kam-

mer für § 30 AVBGasV nicht an. Denn das Urteil setzt sich lediglich mit denjenigen Ent-

scheidungen des Bundesgerichtshofes intensiv auseinander, die zu Ausschlussklauseln 

in Allgemeinen Geschäftsbedingungen ergangen sind, nicht jedoch mit den Ausführun-

gen des VIII. Senats des BGH in den oben bezeichneten Urteilen zu den Parallelvor-

schriften des § 30 AVBEltV (NJW 1983, 1777) und des § 30 AVBWasserV (NJW 2003, 

3131). Auch der X. Senat des BGH kommt über eine Inhaltskontrolle nach den §§ 9 Abs. 

2 Nr. 1 AGBG, 307 Abs. 2 Nr. 1 BGB letztlich mit den gleichen Argumenten zur Unwirk-

samkeit der Klausel.  

 

Nach Auffassung der Kammer wird dieses Ergebnis bei der Vorschrift des § 30 AVB-

GasV, die Teil einer Verordnung und damit als Rechtsnorm einer Inhaltskontrolle nach 

den §§ 305 ff. BGB nicht unterworfen ist (BGHZ 100, 1, [8]; Palandt/Heinrichs, BGB 65. 

Auflage, Vorbemerkung vor § 307 Rn 3), dadurch erreicht, dass die Einrede der unbilli-

gen Tariferhöhung aufgrund der dargelegten Argumente bereits nach Sinn und Zweck 

nicht unter den Begriff der „Einwände gegen die Rechnung“ fällt.  
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d) 

Dem Kläger steht somit die von ihm gewählte Möglichkeit rechtlich zu, eine verlangte 

Erhöhung seines Gaspreises zunächst zurückzuhalten, nur den bisher geschuldeten 

Betrag weiter zu entrichten und – wie geschehen – die Angemessenheit der Erhöhung 

durch Erhebung einer Feststellungsklage der gerichtlichen Kontrolle zuzuführen. 

 

Die von der Beklagten aufgeworfene Frage, ob bereits durch die vom Kläger erhobene 

Feststellungsklage oder erst durch eine Zahlungsklage Rechtssicherheit geschaffen 

werden kann, bedarf danach keiner weiteren Entscheidung. 

 

 

B. 

 

 

Anders als das Amtsgericht hält die Kammer die Klage jedoch für nicht begründet.  

 

In Übereinstimmung mit dem Urteil der 1. Instanz unterliegt auch nach Auffassung der 

Kammer die von der Beklagten vorgenommene Erhöhung der Gaspreise einer gerichtli-

chen Billigkeitskontrolle nach § 315 Abs. 3 BGB (1.). Diese Überprüfungsmöglichkeit 

wird weder durch anderweitige Regelungen des Kartellrechts oder des Energiewirt-

schaftsrechts noch durch eine Substitutions-Wettbewerbssituation mit anderen Wärme-

energieträgern gehindert (2.).  

 

Die Kammer sieht jedoch - abweichend von der amtsgerichtlichen Entscheidung - den 

Nachweis der Angemessenheit der Preiserhöhung zum 1.10.2004 durch die Beklagte 

als erbracht an (3.). Eine weitergehende Auseinandersetzung mit kartellrechtlichen Fra-

gen des Falles, insbesondere der sog. „Ölpreisbindung“,  ist für die Kammer deshalb 

nicht veranlasst (4.). 

 

1. 

Die von der Beklagten zum 01.10.2004 vorgenommene Erhöhung der Gaspreise für Ta-

rifkunden unterliegt in – zumindest analoger - Anwendung des § 315 Abs. 3 BGB der 

gerichtlichen Billigkeitskontrolle.  
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a) 

Nach seinem Wortlaut setzt § 315 Abs. 3 BGB voraus, dass die Vertragsparteien aus-

drücklich oder stillschweigend vereinbart haben, dass einer Partei ein Leistungsbestim-

mungsrecht zusteht. Eine derartige ausdrückliche Vereinbarung wurde zwischen den 

Prozessparteien jedoch nicht getroffen.  

 

Für die Versorgung des Klägers mit Gas durch die Beklagte gelten vielmehr die Verord-

nung über Allgemeine Bedingungen für die Gasversorgung von Tarifkunden (AVBGasV) 

und die Allgemeinen ergänzenden Versorgungsbedingungen Gas (AVG - Anl. B2) der 

Beklagten. Danach werden Änderungen der allgemeinen Tarife und Bedingungen allein 

durch öffentliche Bekanntgabe wirksam, die die Beklagte hier in der H .............. -zeitung 

vom 30.09.2004 vorgenommen hat.  

 

b) 

In der höchstrichterlichen Rechtsprechung ist aber anerkannt, dass die Tarife für Leis-

tungen der Daseinsvorsorge, auf deren Inanspruchnahme der andere Teil angewiesen 

ist, einer Kontrolle nach § 315 BGB (jedenfalls analog) unterworfen sind (Pa-

landt/Heinrichs, BGB 65. Auflage, § 315 Rn 4). Dies hat die Rechtsprechung bereits 

entschieden für Strompreise (BGH NJW-RR 1992, 183 und BGH NJW 2003, 1449), für 

Baukostenzuschüsse und Hausanschlusskosten nach AVBGasV (BGH NJW 1987, 

1828), für Wasserentgelte (BGH NJW 2003, 3131) und Abwasserentgelte (BGH NJW 

1992, 183) und für Krankenhauspflegesätze (BGHZ 73, 114).  

 

Diese Rechtsprechung gilt nicht nur für sog. Zwischenlieferungsverträge, die überwie-

gend Gegenstand gerichtlicher Entscheidungen waren, sondern auch für das Verhältnis 

zwischen Energieversorgungsunternehmen und (End-)Verbrauchern (vgl. auch BGH 

NJW 2003, 1449 zu den Strompreisen), wie das Amtsgericht zutreffend ausgeführt hat. 

 

2.  

Eine Kontrolle ist nicht durch Bestimmungen des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-

schränkungen (GWB - Kartellgesetz) oder des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) 

nebst den Verordnungen zur Energieversorgung oder vor dem Hintergrund des Gas-

preises als eines „Wettbewerbspreises“ gehindert. 
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a) 

Die Anwendbarkeit des § 315 Abs. 3 BGB wird durch die kartellrechtliche Regelung des 

§ 19 Abs. 4 Nr. 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) nicht aus-

geschlossen.  

 

(1) Durch die sechste GWB-Novelle vom 01.01.1999 (BGBl. 1998 I S. 2346), die § 19 

GWB an Art. 82 des EG-Vertrags angeglichen hat, wurde ein unmittelbar wirkendes 

Verbot des Missbrauchs einer marktbeherrschenden Stellung eingeführt, weshalb nicht 

mehr nur die Möglichkeit einer bloß verwaltungsrechtlichen Kontrolle missbräuchlicher 

Verhaltensweisen besteht, sondern jetzt unmittelbar Bußgelder verhängt werden können 

(§ 81 Abs. 1 Nr. 1 GWB) und Schadensersatz gem. § 33 GWB und § 823 Abs. 2 BGB 

zugesprochen werden kann. Da § 19 Abs. 1 GWB als Schutzgesetz ausgestaltet ist, 

haben Unternehmen nunmehr auch die Möglichkeit, sich in Fällen des Missbrauchs 

selbst – ohne Einschaltung von Kartellbehörden – mit zivilrechtlichen Schadensersatz- 

und Unterlassungsklagen zur Wehr zu setzen. Intention dieser Änderung ist nach der 

Begründung des Regierungsentwurfs (BTDrucks. 13/9720 S. 35) die bessere Vorfeld-

wirkung (vgl. dazu Immenga/Mestmäcker, GWB 3. Auflage 2001, § 19 Rn 2). Ein An-

spruch gegen die Kartellbehörden auf Einschreiten wird allerdings in § 19 GWB nicht 

gesehen (Immenga/Mestmäcker, a.a.O. § 19 Rn 240 und Rn 248).  

 

(2) Diese Änderung des GWB führt jedoch nicht zwangsläufig dazu, dass eine Anwen-

dung des § 315 Abs. 3 BGB ausgeschlossen ist. Denn das Kartellgesetz und § 315 Abs. 

3 BGB haben unterschiedliche Zielrichtungen. Während die kartellrechtlichen Regelun-

gen allein diejenigen Nachteile ausgleichen wollen, die sich aus dem fehlenden Wettbe-

werb ergeben, will § 315 BGB im Unterschied dazu die der einen Vertragspartei über-

tragene Rechtsmacht, den Inhalt des Vertrages - hier die Höhe des Preises - einseitig 

festzusetzen, eingrenzen (so BGH NJW-RR 1992, 183, [185]).  

 

An dieser unterschiedlichen Zielsetzung hat sich durch die GWB-Novelle, wie auch die 

Beklagte einräumt und wie das Amtsgericht zutreffend ausgeführt hat, nichts geändert. 

Sie wird aber im Schrifttum bei der Befürwortung eines Vorrangs der kartellrechtlichen 

Regelungen entweder nicht hinreichend berücksichtigt (so bei Büdenbender, EuroHeat 

& Power 2005, S. 24, [33f]) oder gar nicht angesprochen (so Staudinger/Rieble, BGB 

13. Bearbeitung, § 315 Rn 51).  
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(3) Die Kammer sieht sich in ihrer Ansicht durch das Urteil des Kartellsenats des Bun-

desgerichtshofs vom 06.03.2001 (KZR 37/99, abgedruckt in NJW 2001, 2541) betref-

fend Teilnehmerentgelte in Verträgen über Kabel-Hausverteilanlagen bestätigt. Der BGH 

hat darin - auszugsweise - ausgeführt:  

 

Eine Preiskontrolle durch den Partner des Erstvertrages ist darüber hinaus auch nicht 
erforderlich, weil die Partner der Zweitverträge anderweitig vor missbräuchlicher Preis-
gestaltung seitens des Monopolisten hinreichend geschützt sind.  

(a) Ein Unternehmen, das ohne Wettbewerber ist oder keinem wesentlichen Wettbe-
werb ausgesetzt ist und diese Stellung dazu ausnutzt, Entgelte oder sonstige Ge-
schäftsbedingungen zu fordern, die von denjenigen abweichen, die sich bei wirksa-
mem Wettbewerb mit hoher Wahrscheinlichkeit ergeben würden, verstößt gegen das 
Verbot der missbräuchlichen Ausnutzung einer marktbeherrschenden Stellung (§ 19 
Abs. 1, Abs. 2 Nr. 1, Abs. 4 Nr. 2 GWB). Ein solches Verhalten kann nach § 32 GWB 
von der Kartellbehörde untersagt werden und nach § 33 GWB Unterlassungs- und 
Schadensersatzansprüche nach sich ziehen. ........  

(b) Daneben besteht ...... die Möglichkeit, die faktisch von der Beklagten einseitig be-
stimmten Entgelte entsprechend §§ 315, 316 BGB gerichtlich darauf überprüfen zu 
lassen, ob sie der Billigkeit entsprechen, und sie, sofern dies nicht der Fall ist, durch 
Urteil festsetzen zu lassen.  

 

Dies zeigt, dass die höchstrichterliche Rechtsprechung nach wie vor von einem Neben-

einander von kartellrechtlicher Regelung und der Billigkeitskontrolle nach § 315 Abs. 3 

BGB ausgeht. Die jüngste einschlägige Entscheidung des Kartellsenats des Bundesge-

richtshofs vom 18.10.2005 betreffend Stromnetznutzungsentgelte (KZR 36/04, auf der 

Internet-Seite des BGH abrufbar), bestätigt dies ebenfalls. 

 

Die von der Beklagten als Anlage BK 9 vorgelegte Entscheidung des OLG Stuttgart 

vom 17.02.2005 (2 U 84/04) ist dagegen bereits von der Sachverhaltskonstellation nicht 

vergleichbar, weil dort zwei Handelsunternehmen über die zwischen ihnen ausgehan-

delten Preise stritten, so dass die Ausführungen zum Verhältnis zwischen § 19 GWB 

und § 315 BGB auf den vorliegenden Fall nicht passen.  

 

b)  

Die Anwendung des § 315 Abs. 3 BGB ist auch nicht durch § 1 EnWG und/oder durch 

§ 5 AVBGasV ausgeschlossen.  
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Dass die preisgünstige und verbraucherfreundliche Versorgung der Allgemeinheit mit 

Elektrizität und Gas nach § 1 EnWG zu den Zwecken dieses Gesetzes gehört und die 

Regulierung der Elektrizitäts- und Gasversorgungsnetze den Zielen der Sicherstellung 

eines wirksamen und unverfälschten Wettbewerbs bei der Versorgung mit Elektrizität 

und Gas sowie der Sicherung eines langfristig angelegten leistungsfähigen und zuver-

lässigen Betriebs der Netze dient, ist zwischen den Parteien nicht streitig. Dies hindert 

eine Billigkeitskontrolle aber nicht, denn eine Preiskontrolle ist in den genannten Vor-

schriften nicht vorgesehen. 

 

Das Urteil des Landgerichts Hannover vom 12.03.1992 (NJW 1992, 1198), wonach ein 

Endabnehmer eine Kontrolle des Gaspreises gemäß § 315 BGB nicht verlangen kann, 

ist auf den vorliegenden Sachverhalt nicht anwendbar, da - anders als zum Zeitpunkt 

der Verkündung jenes Urteils - der Gesetzgeber über die Bundestarifordnung Gas 

(BTOGas) nicht mehr in die Ausgestaltung des Energieversorgungsvertrags mit dem 

Endverbraucher eingreifen kann, nachdem die BTOGas im Jahr 1998 gemäß Art. 5 

Abs. 2 S. 4 des Gesetzes zur Neuregelung des Energiewirtschaftsgesetzes außer Kraft 

getreten ist.  

 

Auch der VIII. Senat des Bundesgerichtshofs ist in seinem 2. Strompreis-Urteil vom 

05.02.2003 (VIII ZR 111/02, abgedruckt in NJW 2003, 1449) bezüglich der Rückforde-

rungsklage eines Kunden wegen angeblich überhöhter Strompreise nicht darauf einge-

gangen, dass § 315 Abs. 3 BGB durch die Regelungen des EnWG ausgeschlossen 

sein könnte. Die Anwendbarkeit dieser Norm wird selbst auf dem stärker reglementier-

ten Strommarkt (§§ 36 - 39 EnWG n.F.) durch die energiewirtschaftlichen Spezialgeset-

ze nicht ausgeschlossen.  

 

c) 

Eine Unanwendbarkeit des § 315 Abs. 3 BGB folgt schließlich auch nicht daraus, dass 

Gas im (Substitutions-)Wettbewerb mit anderen Energieträgern steht.  

 

(1) Es trifft im Ausgangspunkt zwar zu, dass es - anders als etwa auf dem Strommarkt - 

jedermann möglich ist, seinen Wärmebedarf auf die von ihm gewünschte Weise zu de-

cken, wofür neben dem Erdgas auch leichtes Heizöl, Strom, Kohle, Flüssiggas und 

Fernwärme in Betracht kommen. Deshalb gibt es in der jüngsten obergerichtlichen 
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Rechtsprechung Stimmen, die eine Billigkeitskontrolle nach § 315 Abs. 3 BGB im Hin-

blick auf den Wettbewerb auf dem Wärmemarkt für ausgeschlossen halten.  

 

So hat etwa das OLG Brandenburg in seinem Urteil vom 10.01.2001 (7 U 16/99, abge-

druckt in GWF/Recht und Steuern 2001, 17-20; Anlage BK 4) zur Zulässigkeit einer 

Mindestabnahmeregelung in einem Gassonderkundenvertrag obiter dictu ausgeführt: 

 

Die Anwendbarkeit des § 315 Abs. 3 BGB scheitert auch daran, dass der Klägerin ge-
genüber der Beklagten keine Monopolstellung zukommt. Im Bereich der Gasversor-
gung mag die Klägerin zwar ein Monopol haben, für die Energieversorgung der Be-
klagten insgesamt gilt dies aber nicht. Der Beklagten stand nämlich die Möglichkeit of-
fen, die benötigte Energie über die Verbrennung schweren Heizöls zu erlangen, so 
dass sie auf eine Energieversorgung durch die Klägerin nicht angewiesen war. Damit 
ist auch aus dieser Sicht eine Inhaltskontrolle des Gaslieferungsvertrages zu vernei-
nen. 

 

Auch das OLG Düsseldorf spricht sich in seinem Urteil vom 23.02.2005 (VI-U (Kart) 

19/04; abgedruckt in RdE 2005, 169 ff.), das einen Fernwärmelieferungsvertrag betraf, 

für eine weite Abgrenzung aus: 

 

Der Angebotsmarkt der Energieversorgung im Raum K.-L. beschränkt sich nicht - wie 
die Beklagte meint - auf die Belieferung mit Fernwärme. Er umfasst vielmehr auch die 
Lieferanten der - aus der Sicht der nachfragenden Kunden funktional austauschbaren - 
Energieträger Öl, Gas und Elektrizität.  

 

(2) Nach Auffassung der Kammer würde dies aber voraussetzen, dass alle oder zumin-

dest die meisten Wärmeträger für jeden Verbraucher jederzeit verfügbar sind und ein 

Umstieg auf einen anderen Wärmeträger und/oder einen anderen Energieversorger 

auch faktisch problemlos möglich ist. Dies ist jedoch nicht der Fall.  

 

Zunächst sind die hohen Transaktionskosten zu berücksichtigen, die beim Wechsel von 

einem Wärmeträger zu einem anderen anfallen würden. So können sich die Kosten ei-

nes Haushalts mit Gasheizung, der etwa auf Ölheizung übergehen will, unter Berück-

sichtigung der Beschaffung eines Tanks, einer modernen Heizungsanlage und der An-

passung des Schornsteins leicht auf 5.000,00 bis 8.000,00 € belaufen (so Derleder/Rott, 

WuM 2005, 423, [426]), vom zusätzlichen Raumbedarf ganz zu schweigen.  
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Gegen eine solche echte Wettbewerbssituation spricht ferner, dass auch derjenige, der 

sich für den Wärmeträger Erdgas entschieden hat, wiederum anders als etwa auf dem 

Strommarkt nicht die Möglichkeit hat, zwischen verschiedenen Gasanbietern auszuwäh-

len. So ist der Kläger auf die Belieferung mit Gas gerade durch die Beklagte angewie-

sen; ein Ausweichen auf einen anderen Anbieter ist ihm nicht möglich.   

 

 

3. 

Die Beklagte hat aber zur Überzeugung der Kammer nachgewiesen, dass die allein 

streitgegenständliche Gaspreiserhöhung zum 01.10.2004 der Billigkeit entspricht, weil 

sie damit lediglich ihre gestiegenen Bezugskosten an die Kunden weitergegeben hat.  

 

a) 

Nach § 315 Abs. 3 BGB muss die getroffene Bestimmung der Billigkeit entsprechen. 

Diese ist unter Berücksichtigung der Interessen beider Parteien und des in vergleichba-

ren Fällen Üblichen festzustellen (so Palandt/Heinrichs, BGB 65. Auflage, § 315 Rn 10). 

Da immer auf den konkreten Vertrag abzustellen ist, können die Maßstäbe für die Bil-

ligkeit jeweils nur bezogen auf die jeweilige Fallgestaltung bestimmt werden (Staudin-

ger/Rieble, BGB 13. Bearb. 2004, § 315 Rn 139 m. w. Beisp.).  

 

Im 1. Strompreisurteil von 1991 (NJW-RR 1992, 182), dem ein Streit über Entgeltan-

sprüche für die Lieferung elektrischer Energie zwischen einem überörtlichen und einem 

regionalen Stromversorger zugrunde lag, hat sich der Bundesgerichtshof bezüglich der 

Strompreise dahingehend geäußert, dass Maßstab für die Billigkeit in erster Linie die 

(Strombezugs-)Kosten sein sollen, und hat dazu - auszugsweise - ausgeführt: 

 

1. Allerdings kann eine einseitige Preisbestimmung unter Umständen als billig i. S. von 
§ 315 BGB anzusehen sein, wenn das verlangte Entgelt im Rahmen des Marktübli-
chen liegt und dem entspricht, was regelmäßig als Preis für eine vergleichbare Leis-
tung verlangt wird. Grundsätzlich ist indessen eine umfassende Würdigung des Ver-
tragszwecks ... sowie der Interessenlage beider Parteien .... erforderlich, in die weitere 
Gesichtspunkte einfließen können ...  

2. a) Für Verträge, die - wie hier - die Lieferung elektrischer Energie zum Gegenstand 
haben, muß der das gesamte Energiewirtschaftsrecht beherrschende Grundsatz be-
rücksichtigt werden, daß die Energieversorgung - unter Beachtung der Anforderungen 
an die Sicherheit der Versorgung - so preiswürdig wie möglich zu gestalten ist (dazu 
Büdenbender, EnergieR, 1982, Rdnrn. 70, 72; Lukes, BB 1985, 2258 (2262)). Abwei-
chend von anderen Wirtschaftszweigen kommt hier dem Gesichtspunkt der Gewinn-
maximierung nur eingeschränkte Bedeutung zu (Büdenbender, Rdnr. 73; Lukes, BB 
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1985, 2258 (2262); Köhler, ZHR 137 (1973), 237 (251, 253)). Das Prinzip der Preis-
würdigkeit der Energieversorgung hat seinen Niederschlag in den einschlägigen Ge-
setzen und Rechtsverordnungen gefunden (Präambel zum Energiewirtschaftsgesetz; 
§ 102 V GWB, § 1 der Verordnung über allgemeine Tarife für die Versorgung mit Elekt-
rizität v. 26. 11. 1971 in der hier maßgeblichen Fassung vom 30. 1. 1980, nachfolgend 
BTOElt a. F.). Es gilt - entgegen der Ansicht der Revision - auch für die Rechtsverhält-
nisse zwischen Stromlieferant und Verteilerunternehmen. Dies folgt nicht nur daraus, 
daß diese Lieferbeziehungen in § 7 I EnWG, § 103 I Nr. 3 GWB und § 12 BTOElt a. F. 
erwähnt werden. Der Grundsatz der Preiswürdigkeit muß im Verhältnis solcher Ver-
tragsbeteiligten schon deshalb beachtet werden, weil das Verteilerunternehmen sei-
nerseits in aller Regel - so auch hier - Tarifkunden versorgt und bei der Aufstellung 
seiner allgemeinen Tarife § 1 BTOElt zu berücksichtigen hat. Um dem Verteilerunter-
nehmen die Erfüllung seiner Verpflichtungen zu ermöglichen, unterstanden deshalb 
schon vor der Neufassung der BTOElt vom 18. 12. 1989 die Preise einer behördlichen 
Aufsicht (§§ 12, 13 BTOElt a. F.). 

Die möglichst sichere und preiswürdige Lieferung elektrischer Energie ist demnach 
Zweck auch des zwischen den Prozeßparteien herrschenden Interimsverhältnisses 
und entspricht dem rechtlich anerkannten Interesse der Bekl.. Dieser Gesichtspunkt 
muß in die Ermessensentscheidung der Kl. eingehen. Er bedeutet in materiellrechtli-
cher Hinsicht, daß sich der von ihr geforderte Strompreis an den Kosten der Beliefe-
rung mit elektrischer Energie ausrichtet. Über die Deckung der Kosten für die Erzeu-
gung und Leitung der elektrischen Energie sowie der Vorhaltung der dazu notwendi-
gen Anlagen hinaus steht der Kl. allerdings auch ein Gewinn zu, aus dem sie die erfor-
derlichen Rücklagen bilden und Investitionen tätigen kann. Weiterhin ist ihr eine ange-
messene Verzinsung zuzugestehen, ohne die sie Fremdkapital nicht aufnehmen und 
Anlagekapital nicht gewinnen kann (Büdenbender, Rdnrn. 72 ff.; Lukes, BB 1985, 
2262; Köhler, ZHR 137 (1973), (251, 253)). Auf diesem Weg wird auch den Belangen 
der Kl. Rechnung getragen. 

 

b) 

Ob diese Beurteilung ohne weiteres auch auf Gasbezugspreise anzuwenden ist, mag 

angesichts des im Unterschied zum Strommarkt auf dem Wärmemarkt im Grundsatz 

herrschenden Wettbewerbs verschiedener Energieträger (s. o.) vielleicht zweifelhaft er-

scheinen. Vorliegend bedarf jedoch die Frage, ob man den Gaspreis wegen des gene-

rell oligopolistischen, in ihrem jeweiligen Bezirk vielfach nahezu auch monopolistischen 

Auftretens der Gasversorger als „Kostenpreis“ (und damit parallel zum Strompreis) be-

trachtet, oder ob man den Gaspreis wegen der Wettbewerbssituation mit anderen Wär-

meträgern eher als „Marktpreis“ sieht, keiner abschließenden Entscheidung. Denn die 

Beklagte hat prozessual hinreichend bewiesen, dass die Gaspreiserhöhung zum 

01.10.2004 auf eine Bezugskostenerhöhung zurückzuführen ist.  

 

Durch Vorlage der Kalkulationen für die Gaswirtschaftsjahre 2003/2004 (01.10.2003 bis 

30.09.2004, Anlage BK 25) und 2004/2005 (01.10.2004 bis 30.09.2005, Anlage BK 23) 

konnte die Beklagte die Kammer überzeugen, dass sie durch die Erhöhung der Gas-

preistarife im Wesentlichen lediglich die Bezugskostensteigerung ihres Vorlieferanten 

G......  weitergegeben hat. Da diese Bezugskostenerhöhung die Anhebung eines „Kos-
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tenpreises“ erlaubt hätte, ist nach Ansicht der Kammer auch die Erhöhung eines „Markt-

preises“ gerechtfertigt. Dazu gilt im einzelnen: 

 

(1) Der Grundpreistarif G3 des Klägers wurde von der Beklagten am 01.10.2004 um 

0,37 Cent/kWh von ursprünglich 3,47 Cent/kWh (Anlage B4) auf 3,84 Cent/kWh netto 

(Anlage B3) erhöht. Für die Beklagte selbst sind ihre Gaspreisbezugskosten (Arbeits-

preis) um 0,365 Cent/kWh von 1,9409 Cent/kWh im Gaswirtschaftsjahr 2003/2004 (An-

lage BK25) auf 2,3059 Cent/kWh im Gaswirtschaftsjahr 2004/2005 (Anlage BK23) ge-

stiegen. Selbst wenn man von der gesamten Bezugsmenge der Beklagten die Gasmen-

gen abzieht, die an weiterverteilende Unternehmen, Fernheizwerke und sonstige Eigen-

verbrauchs- sowie Sondervertragskunden gehen, errechnet sich ein gestiegener Gas-

bezugspreis der Beklagten in Höhe von 0,3455 Cent/kWh (Bl. 575/576 d. A.).  

 

(2) Da die Gaslieferungen an die Beklagte von deren Lieferantin aber nicht nur durch 

diesen Arbeitspreis, sondern auch durch einen lohngebundenen Leistungspreis abge-

rechnet werden, ist dieser in der Kalkulation der Beklagten ebenfalls zu berücksichtigen. 

Im Zeitraum zwischen der letzten Gaspreiserhöhung für Tarifkunden im Oktober 2002 

und der streitgegenständlichen Erhöhung zum 1. Oktober 2004 hat sich für die Beklagte 

dieser Bezugsleistungspreis um 0,2637 €/kWh/Jahr erhöht (Bl. 576 d. A.; Seite 6 der 

Anlage BK 22, wo aufgrund eines Zahlendrehers/Schreibfehlers 0,2367 €/kWh/Jahr 

steht), was bei einer jährlichen Bezugsmenge der Beklagten von 500.000 kWh eine Kos-

tensteigerung in Höhe von 131.850,00 € ergibt. Dies entspricht wiederum bei einer Ge-

samtabgabemenge von 1.296.000 GWh einer Bezugskostenerhöhung von 0,0109 

Cent/kWh. Dieser Betrag ist daher noch zu dem oben für die spezifische Erhöhung von 

0,3455 Cent/kWh für Tarifgaskunden ermittelten Betrag zu addieren, so dass sich ins-

gesamt bezogen auf die Tarifgaskunden eine Erhöhung von insgesamt rund 0,36 

Cent/kWh ergibt. Deshalb kann die Kammer bei einer Erhöhung der Gaspreise um 0,37 

Cent/kWh eine Unbilligkeit nicht feststellen.  

 

Eine darüber hinaus gehende Verpflichtung der Beklagten, ihre gesamten betriebswirt-

schaftlichen Unterlagen, insbesondere die Kalkulation des Gesamtpreises, offen zu le-

gen, enthält § 315 BGB - anders als es das Amtsgericht Heilbronn im angefochtenen 

Urteil bejaht hat - nicht. Dies folgt für das Berufungsgericht schon daraus, dass Streitge-

genstand des Verfahrens (nur) die Gaspreiserhöhung der Beklagten zum 01.10.2004 ist.  
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c) 

Zumindest indizielle Bedeutung für die Richtigkeit des von der Kammer gewonnenen 

Ergebnisses hat insoweit auch die Aussage des Wirtschaftsministeriums - Landeskar-

tellbehörde - Baden-Württemberg in dessen Pressemitteilung vom 24.03.2005 (Anlage 

B 29, Bl. 403), wonach keine Anhaltspunkte für eine missbräuchliche Erhöhung der 

Erdgaspreise (auch) durch die Beklagte vorliegen. Denn nach Auffassung der Recht-

sprechung führen die Prüfungen nach Kartellrecht und nach § 315 BGB ungeachtet 

ihrer unterschiedlichen Zielrichtungen dennoch oft zu dem gleichen Ergebnis (vgl. 

schon BGHZ 41, 271).  

 

Dass Feststellungen der Aufsichtsbehörden einen gewissen Anhalt für die Billigkeit von 

Tarifen liefern, ohne indes die Versorger von ihrer Darlegungslast zu entbinden, hat der 

Bundesgerichtshof auch in seiner aktuellen Entscheidung vom 18.10.2005 (Az.: KZR 

36/04) betreffend Stromnetznutzungsentgelte (dort: Preisgenehmigung nach § 12 

BTOElt) entschieden (Seite 11 Rn 20 des - auf der Internetseite des BGH abrufbaren - 

Urteilsumdrucks).  

 

4. 

In der Rechtsbeziehung zwischen der Beklagten und dem Kläger kann dieser eine Un-

billigkeit der zum 1. Oktober 2004 erfolgten Gaspreiserhöhung auch nicht mit der aus 

seiner Sicht wettbewerbshindernden Bindung des Gaspreises an den Preis für leichtes 

Heizöl (sog. „Ölpreisbindung“) begründen. Diese Preiskoppelung war von der Kammer 

im Rahmen der Billigkeitskontrolle nach dem BGB nicht zu prüfen.  

 

a) 

Die Anbindung des Gaspreises an den Ölpreis ist rechtlich nicht vorgeschrieben. Es 

handelt sich vielmehr um eine privatwirtschaftliche, auf den ersten Stufen der Lieferkette 

aushandelbare (und so auch getroffene) Preisvereinbarung. Ziel dieser Koppelung ist 

es, den Erdgas-Produzenten Investitionssicherheit durch Absatzsicherung zu geben. 

Wenn der Preis des Erdgases dem Preis alternativ verwendbarer und verwendeter Pro-

dukte (in etwa) entspricht, können Gasmengen auch langfristig konkurrenzfähig abge-

setzt werden [vgl. zu diesen Erwägungen: Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit, 

Unterrichtung des Deutschen Bundestags - Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit, 15. 
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Wahlperiode - vom 21. September 2004 zur Strom- und Gaspreisentwicklung, Aus-

schussdrucksache 15 (9) 1362, Seite 1].  

 

Diese Preisgleitklausel findet dementsprechend vor allem in langfristigen Erdgas-

Bezugs- und Absatzverträgen Anwendung. Von den Erdgas-Importverträgen bis hin zu 

den die industriellen Großabnehmer und Endverbraucher beliefernden Gasversor-

gungsunternehmen wird der Gaspreis durch derartige Klauseln bestimmt [vgl. BT-

Ausschussdrucksache 15 (9) 1362, Seite 1]. Dass auch für die Beklagte diese Bindung 

besteht, hat sie durch Bestätigung ihres Vorlieferanten nachgewiesen (Anlage BK 21). 

Die Gaspreise für Haushalte und Kleinkunden wie den Kläger sind dagegen nicht unmit-

telbar an den Ölpreis gekoppelt, sondern werden von den Gasversorgungsunternehmen 

(wie hier von der Beklagten zum 01.10.2004) einseitig festgesetzt, wobei sie dabei auch 

die sich durch die Koppelung des Gaspreises an den Ölpreis ergebende Preisverände-

rungen mittelbar an ihre Kunden weitergeben.  

 

b) 

Da es sich bei der „Ölpreisbindung“ des Gaspreises um privatwirtschaftliche Vereinba-

rungen handelt, findet hierauf das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (Kartell-

gesetz - GWB) Anwendung. Wie bereits dargestellt, handelt es sich bei der Billigkeits-

kontrolle nach § 315 BGB und bei kartellrechtlichen Regelungen aber um unterschiedli-

che Rechtsmaterien: das GWB dient - ordnungspolitisch - der Gewährleistung eines frei-

en Wettbewerbs, das BGB dagegen erlaubt - vertragsrechtlich - die Kontrolle einer 

Preisfestsetzung auf deren Angemessenheit, so dass ein Verstoß gegen kartellrechtli-

che Vorschriften nicht zwingend zu einer Unbilligkeit i. S. d. § 315 BGB führen muss.  

 

Das Bundeskartellamt (BKartA) in Bonn hat diesbezüglich die Frage, ob in der darge-

stellten (generellen) Gaspreisbildung ein Verstoß gegen Vorschriften des GWB zu se-

hen ist, bislang mehrfach verneint [vgl. BT-Ausschussdrucksache 15 (9) 1362, Seite 2]. 

In letzter Zeit ist hier jedoch Bewegung hineingekommen. So soll nach der - aus allge-

mein zugänglichen Presseveröffentlichungen gewonnenen - Kenntnis der Kammer in 

neuerlichen Verwaltungsverfahren durch das BKartA bzw. die Landeskartellbehörden 

neben den Fragen der ebenfalls latent wettbewerbsbehindernden Langfristigkeit von 

Lieferverträgen in der Versorgungskette und der Durchleitungs-Entgelte offensichtlich 

auch geprüft werden, ob die Preisgleitklausel („Ölpreisbindung“) ein kartellrechtlich zu-
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lässiges Preisbildungsinstrument ist und ob die die Haushaltskunden wie den Kläger 

beliefernden Gasversorgungsunternehmen ihre Preissetzungsmaßstäbe insofern wett-

bewerbsrechtlich missbrauchsfrei gestalten.  

 

Damit hat sich aber - wie gezeigt - die erkennende Kammer in dieser Sache nicht zu 

befassen. Das „normale“ Zivilgericht ist im Rahmen der Billigkeitskontrolle des § 315 

BGB nicht dazu berufen, die vom Kläger gerügte Wirkung der Ölpreisbindung zu klären 

und ggf. einen Verstoß gegen kartellrechtliche Vorschriften festzustellen. Dies obliegt 

allein den Kartellbehörden sowie ggf. den nachgeschalteten Kartellgerichten. 

 

Die Kammer hat deshalb auch die Einschätzung des Klägers, bei der Kartellaufsicht 

handele es sich nur um ein „stumpfes Schwert“, nicht weiter zu kommentieren. 

 
 

IV. 
 

 

1. 

Nach alledem erweist sich die Berufung im Ergebnis als erfolgreich. Die angefochtene 

Entscheidung des Amtsgerichts Heilbronn war abzuändern und die Klage abzuweisen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht somit auf § 91 Abs. 1 ZPO, die Entscheidung zur vorläu-

figen Vollstreckbarkeit ergibt sich aus den §§ 708 Nr. 11 und 711 ZPO.  

 

2. 

Gemäß § 543 Abs. 2 Nr. 1 und Nr. 2 ZPO wird die Revision zugelassen. Die Rechtssa-

che hat über den Einzelfall des Klägers hinaus grundsätzliche Bedeutung. Im Hinblick 

auf die bekanntermaßen im gesamten Bundesgebiet anhängigen vergleichbaren Klagen 

ist eine Entscheidung des Revisionsgerichts zur Sicherung einer einheitlichen Recht-

sprechung erforderlich und deshalb verfahrensrechtlich zu ermöglichen.  

 

Die maßgeblichen Fragen des Falles sind – bezogen auf den Gaspreis – höchstrichter-

lich bislang nicht geklärt. 
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3. 

Die Streitwertfestsetzung folgt aus § 9 ZPO.  

 

In Übereinstimmung mit dem amtsgerichtlichen Urteil ergibt der von der Beklagten ge-

nannte (unstreitige) Abrechnungs-Mehrbetrag des Kläger einen Streitwert von 525,00 €. 

Einen Abschlag für die Feststellungsklage hat die Kammer nicht vorgenommen, er wäre 

wertmäßig auch unerheblich.  

 

Für die vom Kläger in der mündlichen Verhandlung vor dem Berufungsgericht angereg-

te, am wirtschaftlichen Interesse der Beklagten orientierte höhere Streitwertfestsetzung 

sieht die Kammer keine Grundlage.  

 

 

 

 

Hartmann Bienas Abt 
Vors. Richter am Landgericht Richter am Landgericht Richter 

/Ab/Ha 


